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Die Ausführungen haben zum Ziel, einen konzeptionellen Rahmen und theoretisch 
fruchtbare Perspektiven für eine soziologische Analyse von Öffentlichkeit zu 
entwickeln. Unter Öffentlichkeit wird ein ausdifferenziertes Kommunikationssystem 
verstanden, dessen Funktion darin besteht, zwischen den Meinungen und Interessen der 
Bürger und der kollektiven Akteure einer Gesellschaft einerseits und dem politischen 
System andererseits zu vermitteln. Die spezifische Art und die resultierenden 
Selektivitäten der Vermittlung lassen sich mit Rekurs sowohl auf die Binnenstruktur 
und die Sinnrationalität des Systems Öffentlichkeit als auch in Bezug auf 
unterschiedliche Akteurs Strategien beschreiben. Funktionen und Dysfunktionen von 
Öffentlichkeit werden herauszuarbeiten versucht. 

Abstract 

The article attempts to develop a conceptual frame and some theoretical perspectives 
for sociological analysis of the public sphere. The Public is considered to be a 
differentiated communication system, which has the function of mediating between the 
citizens and interest groups of a society on the one hand and the political system on the 
other. The specific way and selectivity of mediation can be described by referring as 
well to the specific rationality of the public sphere as to the different strategies of actors. 
Functions and dysfunctions of the public sphere will be reviewed. 
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Der Begriff Öffentlichkeit bildet in unterschiedlichen Zusammenhängen gesellschaftli­
cher Kommunikation eine dauerhafte und bedeutsame Bezugsgröße. Gesetzesvorhaben 
werden neben allem anderen auch daraufhin geprüft, ob sie von der Öffentlichkeit ak­
zeptiert werden. Politiker sind darauf bedacht, sich in der Öffentlichkeit ein günstiges 
Image zu verschaffen. Parteien, Verbände und Unternehmen haben Öffentlichkeitsabtei-
lungen ausgebildet, um sich der "öffentlichen Meinung" und diese den eigenen In­
teressen anzupassen. Soziale Bewegungen versuchen, Öffentlichkeit zu mobilisieren 
und damit auf ihre Belange aufmerksam zu machen. Meinungsforschungsinstitute 
schließlich bemühen sich um die Messung von öffentlicher Meinung und geben ihr 
Wissen an die Auftraggeber zurück, damit diese sich entsprechend orientieren können. 
Die Öffentlichkeit für sich zu gewinnen, ist offensichtlich ein wichtiges Ziel gesell­
schaftlichen und vor allem politischen Handelns. 

Dabei ist deutlich, daß dem Begriff Öffentlichkeit eine positive Ladung beigegeben ist. 
Vor allem in der politischen Rhetorik besitzt er den Status einer besonderen Dignität. Er 
verkörpert eine Art "volonte general" und assoziiert eine elementar-demokratische 
Qualität. "Die nichtorgamsierte letzte Instanz in der Demokratie lebt von der Öffent­
lichkeit, ist die Öffentlichkeit" (Smend 1954, 16). Im Einklang mit der Öffentlichkeit zu 
stehen, verleiht deshalb das Prestige allgemeiner Legitimität. 

Tatsächlich gibt es nun jenseits aller Rhetorik Indizien dafür, daß es so etwas wie Öf­
fentlichkeit gibt und daß sie als eine handelnde Größe Öffentliche Meinungen erzeugt, 
die für den Status von Personen, Gruppen und Institutionen folgenreich sind. Das wird 
besonders offenkundig in Fällen öffentlicher Skandale. Öffentlichkeit kann sich empö­
ren - z.B. über Korruption von Politikern, über Demonstranten, die Randale machen, 
über Kunstdenkmäler, die - mit Steuermitteln finanziert - dem Geschmack des Pu­
blikums widersprechen. Von solchen Reaktionen geht ein vor allem politisch wirkender 
Druck aus, gegen das Anstößige und dessen Urheber etwas zu tun. Ist Öffentliche Empö­
rung allgemein und laut genug, kann sie Staatspräsidenten stürzen und politische Sy­
steme in den Konkurs treiben; für letzteres geben die jüngsten Entwicklungen in den 
sozialistischen Ländern eindeutige Beispiele. 

Auch in solchen Fällen bleibt allerdings unklar, was eigentlich mit Öffentlichkeit ge­
meint ist. Die Bedeutungen, die dem Begriff im Alltagsverständnis zukommen, sind 
vieldeutig und schwanken zwischen verschiedenen Bedeutungskernen. Mal bezieht sich 

I. Einleitung: Gesellschaftliche und sozialwissenschaftliche 
Begriffe von Öffentlichkeit 
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das Wort auf die öffentlichen Angelegenheiten und meint damit all die Dinge, die sich 
auf das politische System beziehen und vom Staat als Aufgaben wahrgenommen wer­
den; mal steht Öffentlichkeit im Zusammenhang mit den Meinungen der Mehrheit der 
Bürger und geht dann über in den Begriff öffentliche Meinung; teils wird Öffentlichkeit 
mit massenmedialer Öffentlichkeit gleichgesetzt; teils bezeichnet man mit Öffentlich­
keit all die Bereiche gesellschaftlichen Lebens, die nicht privat und eben öffentlich, d.h. 
auch Fremden zugänglich, sind. Auch die Etymologie belegt die unterschiedlichen Be­
züge im Wortgebrauch. Dabei ist der Begriff Öffentlichkeit erst im 18. Jahrhundert aus 
dem Adjektiv öffentlich gebildet worden (vgl. zur Wortgeschichte Hölscher 1975). Der 
ursprüngliche Bedeutungskern von Öffentlichkeit bezeichnet den Bereich, der nicht ge­
heim und entsprechend der Allgemeinheit zugänglich, also offen ist, und er bezieht sich 
auf den Bereich staatlicher Angelegenheiten. Erst "im Laufe des 19. Jahrhunderts nahm 
das Wort 'Öffentlichkeit' neben seiner bisherigen geläufigen abstrakten Bedeutung die 
Bedeutung eines Personenverbandes an", dies als Verdeutschung des Begriffs 
"Publikum" (Hölscher 1979: 137). Die moderne Semantik ist ein Produkt der Aufklä­
rung und umfaßt von Anfang an neben einer deskriptiven Bedeutung ein normatives 
Element: Die aufklärerische Rede von Öffentlichkeit meint immer auch, die Dinge des 
Staates sollen offen, d.h. einer Allgemeinheit zugänglich sein, sie sollen an das Räson-
nement der Bürger, an deren Meinungen gebunden werden. 

Angesichts der gesellschaftlichen Nutzung und der politischen Wertigkeit des Öffent­
lichkeitsbegriffes ist es erstaunlich, daß die Sozialwissenschaften zu seiner Klärung 
ebensowenig wie zur Erhellung des Gegenstandes, den er bezeichnet, beigetragen ha­
ben. Für die Klassiker der Soziologie (Marx, Dürkheim, Weber, auch Simmel) spielt 
Öffentlichkeit als eine zentrale Kategorie keine Rolle. Von Ferdinand Tönnies' "Kritik 
der öffentlichen Meinung" (1988, zuerst 1922) kann man einige Beobachtungen, aber 
keine theoretisch ergiebige Perspektive festhalten. Am anregendsten von den frühen 
Autoren kann der Amerikaner Robert E. Park (1967, zuerst 1924) gelten, aber seine 
trefflichen Anmerkungen über "public" und "public opinion" blieben im Rahmen seiner 
Theorien sozialer Kontrolle doch randständig und unausgeführt. Daran hat sich bis 
heute wenig geändert. In den Sachregistern der weitaus meisten soziologischen Lehrbü­
cher, die gegenwärtig im Umlauf sind, kommen die Wörter "Öffentlichkeit" und 
"öffentliche Meinung" nicht vor; und wo sie vorkommen, verweisen sie auf kleine Pas­
sagen, in denen zur Sache nicht viel steht. 

Für Erklärungen über das Ausbleiben einer Soziologie der Öffentlichkeit kann es lehr­
reich sein, den Stellenwert des Öffentlichkeitskonzeptes im Rahmen der in Deutschland 
gegenwärtig meist diskutierten Gesellschaftstheorien, nämlich in den Arbeiten von Jür-
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gen Habermas und Niklas Luhmann, etwas genauer zu betrachten (vgl. Neidhardt 1989: 
25 - 27). Für den einen, Habermas, ist Öffentlichkeit zwar eine anhaltend zentrale Ka­
tegorie, und er hat das Verdienst, die Sache, um die es dabei geht, mit großangelegten 
historischen und analytischen Arbeiten für die Diskussion der Sozialwissenschaften 
ständig angemahnt zu haben (Habermas 1962; 1981; 1989). Schwierigkeiten für die 
Forschung ergeben sich allerdings aus der bei Habermas nie völlig aufgegebenen Kon-
fundierung empirischer und normativer Elemente seines Konzeptes, so daß immer wie­
der ungewiß ist, ob das angesprochene Phänomen eine soziale Bestandsgröße oder aber 
doch nur eine Art regulativer Idee darstellt. Daß sein "emphatischer Begriff" (Dubiel 
1988: 120) schon ex definitione darauf festgelegt ist, "verständigungsorientierte" Kom­
munikation zwischen "mündigen Privatleuten" abzubilden, die "jede andere Gewalt als 
die des besseren Argumentes" ausschalten, verknappt nicht nur die Chancen, daß der 
Begriff überhaupt einen Gegenstand findet; es dürfte im Einzelfall nun auch schwerlich 
entscheidbar sein, ob er wirklich anwendbar ist oder nicht. Man findet deshalb bei Ha­
bermas jenseits von historischen Beispielen, die er auf die "bürgerliche Öffentlichkeit" 
früherer Jahrhunderte bezieht, nur spärliche und unverbindliche empirische Referenzen 
zu den Feststellungen, die er trifft. Sein Begriff von Öffentlichkeit ist so bedeutungs­
voll, daß man mit ihm kaum noch etwas wiedererkennen kann. 

Ganz anders Luhmann, dessen auffällig seltenen Anmerkungen zum Thema man an­
merkt, daß Öffentlichkeit und öffentliche Meinung ihm nicht ins systemtheoretische 
Konzept passen. Zwar sieht er ihre politische Funktion, konzediert ihnen gelegentlich 
sogar, "der eigentliche Souverän" (Luhmann 1986: 175) zu sein, argumentiert dann aber 
doch systematisch in Richtung ihrer Verharmlosung. Die richtungsweisende Bemer­
kung, Öffentlichkeit bestände aus "breit angelegter Kommunikation mit Unbekannten" 
(1971: 24), sichert der Kategorie eine große Reichweite, wird bei Luhmann aber immer 
wieder ins Triviale gedeutet und mit "small talk" assoziiert (1971: 309), mit 
"Kommunikation au trottoir" sozusagen (1986: 75; ähnlich 225). Kein Wunder, daß eine 
derart reduzierte Öffentlichkeitsvorstellung in der Systemtheorie Luhmanns ganz an den 
Rand gerät. 

Insgesamt entsteht also ein mißlicher Befund: Öffentlichkeit ist ganz offensichtlich eine 
relevante Bezugsgröße gesellschaftlichen Handelns, gleichzeitig ist der Wissensstand 
über Strukturen und Funktionen dieses Gebildes dürftig. Was hat es mit der Bezugs­
größe Öffentlichkeit auf sich? Man muß hier neu ansetzen und prüfen, ob sich mit ei­
nem neugefaßten Begriff von Öffentlichkeit auch etwas in der Wirklichkeit beobachten 
und beschreiben läßt, was für das Verständnis moderner Gesellschaften bedeutsam ist. 
In diesem Sinne haben die folgenden Ausführungen zuerst einmal das Ziel, den Gegen-
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Standsbereich Öffentlichkeit begrifflich zu erschließen und fruchtbare Forschungsfragen 
zu entwickeln. 

Zur Bestimmung dessen, was Öffentlichkeit ist, welche Funktionen ihr in modernen 
Gesellschaften zukommen, welche Strukturen sie aufweist und welche Forschungsfra-
gen sich daraus ergeben, greifen wir im Ansatz auf das systemtheoretische Instrumen­
tarium der Beschreibung der Gesellschaft zurück. Die Überlegungen starten mit einer 
makrosoziologischen Perspektive (Kap. II). Mag es bestimmte Formen von Öffentlich­
keit immer schon gegeben haben, so sind die Ausdifferenzierung eines spezifischen 
Systems Öffentlichkeit und seine zentrale Bedeutung für die Gesamtstruktur der Gesell­
schaft erst im Kontext der Entstehung modemer, funktional differenzierter Gesell­
schaften zu verstehen. Öffentlichkeit bildet ein intermediäres System, dessen politische 
Funktion in der Aufnahme (Input) und Verarbeitung (Throughput) bestimmter Themen 
und Meinungen sowie in der Vermittlung der aus dieser Verarbeitung entstehenden Öf­
fentlichen Meinungen (Output) einerseits an die Bürger, andererseits an das politische 
System besteht. Von einer solchen Funktionsbestimmung von Öffentlichkeit her sind 
die anderen Kapitel konzeptioniert. Das dritte Kapitel richtet den Blick nach innen und 
beschreibt die Grundmerkmale, die Sinnrationalität und die Binnendifferenzierungen 
von Öffentlichkeit. Das vierte Kapitel versucht eine Bestimmung zentraler Struktur­
merkmale von Öffentlichkeit. Die statische Perspektive wird dann durch eine dynami­
sche Perspektive ergänzt (Kapitel V): Wie gerät das System Öffentlichkeit in Schwin­
gung, welche Faktoren und Variablen sind für die Erzeugung von öffentlicher Meinung 
relevant und unter welchen Bedingungen werden Themen und Meinungen der Öffent­
lichkeit im politischen System aufgegriffen und verarbeitet. In allen Kapiteln sollen 
Fragen nach Funktionen und Dysfunktionen von Öffentlichkeit aufgenommen und ei­
nige Antworten versucht werden. 

II. Entstehungsbedingungen und Funktionen 
von Öffentlichkeit 

Entstehung und gesellschaftliche Funktionen eines Systems Öffentlichkeit sind eng mit 
der Entwicklung moderner Gesellschaften verbunden. Will man die Struktur und Funk­
tion von Öffentlichkeit in modernen Gesellschaften angemessen verstehen, muß man 
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einen Blick auf die Grundstruktur moderner Gesellschaften werfen und die Sonderstel­
lung des politischen Systems innerhalb dieser Struktur beachten. 

1. Modernisierung als Prozeß der funktionalen Differenzierung 

Moderne Gesellschaften sind in ihrer Grundstruktur als funktional differenzierte Gesell­
schaften zu beschreiben. Ihre Entstehung ist durch eine Umstellung des Strukturmusters 
von stratifikatorischer Differenzierung auf funktionale Differenzierung gekennzeich­
net 1. Die Auflösung einer nach Ständen gegliederten, vertikal differenzierten Struktur, 
stabilisiert durch eine Kultur, die in Form von Religion die Rechtmäßigkeit einer hier­
archisch gegliederten Ordnung fundiert, und die Ersetzung dieses Strukturmusters durch 
das Prinzip funktionaler Differenzierung, kennzeichnet Modernisierung. 

Funktionale Differenzierung meint die Differenzierung einer Gesellschaft in verschie­
denartige Teilsysteme, die jeweils eine andere Sinnorientierung und Struktur aufweisen 
und auf verschiedene Bezugsprobleme der Gesellschaft spezialisiert sind. Wirtschaft, 
Wissenschaft, Familie, Erziehungssystem, Recht, Politik, Kunst und Gesundheit werden 
zu autonomen Teilsystemen der Gesellschaft, sie erfüllen jeweils spezifische Funktio­
nen (Produktion von Gütern, von Erkenntnissen, Sozialisation der Mitglieder der Ge­
sellschaft etc.), und sie sind autonom in dem Sinne, daß sich die Handlungen im System 
in erster Linie an den systemeigenen Kriterien orientieren und nicht an der Rationalität 
anderer Systeme: Das, was Wissenschaft ist, entscheidet die Wissenschaft selbst und 
nicht z.B. die Religion; Gesundheit wird in erster Linie nach medizinischen Kriterien 
"hergestellt" und nicht nach künstlerischen; intime Kommunikation orientiert sich an 
Liebe und nicht an Zahlungen etc. 

Die Ausdifferenzierung der spezifischen Sinnzusammenhänge kann auf unterschiedli­
che Weise stabilisiert werden. Ein Teil der Systeme hat einen eigenen Code entwickelt, 
der als Rahmen der Handlungsorientierung dient, andere haben als innere Struktur 
Organisationen herausgebildet, mit spezifischen Rollen - Leistungsrollen, die gleich­
sam die Sinnrationalität des jeweiligen Teilsystems vertreten: Künstler, Mediziner, Juri­
sten, Wissenschaftler, Produzenten, Erzieher, Politiker sind solche teilsystemspezifi­
schen Leistungsrollen (vgl. Stichweh 1988). Die Ausdifferenzierung spezifischer 
Sinnsysteme und die Institutionalisierung von Expertenrollen in den Teilsystemen hat 

1 Moderne Gesellschaften als arbeitsteilige Gesellschaften zu beschreiben, ist ein klassischer Topos so­
ziologischer Literatur, und die Referenzen, die man ins Feld führen kann, reichen von Saint Simon, Her­
bert Spencer, Emile Dürkheim, Georg Simmel, Max Weber bis zu Talcott Parsons. Wir nehmen im fol­
genden Bezug auf die neueren systemtheoretischen Konzeptionalisierungen von funktionaler Diffe­
renzierung (vgl. Luhmann 1977; ders.1986 und die verschiedenen Beiträge in Mayntz et al. 1988). 
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zu der in der soziologischen Literatur seit den Arbeiten der Klassiker hinlänglich be­
schriebenen Leistungssteigerung moderner Gesellschaften geführt. Zugleich, und auch 
dies ist eine bei den Klassikern immer schon mitbedachte Perspektive, stellt sich für 
moderne, arbeitsteilig differenzierte Gesellschaften immer auch die Frage nach den 
Grenzen der Differenzierung und dem Sinn der Spezialisierung und Leistungsstei­
gerung. Wer und vor allem welche Strukturen verhindern eine dysfunktionale 
Verselbständigung der Teilsysteme und der Leistungsrollen, wo liegen die Grenzen der 
Spezialisierung? Man kann vermuten, daß die sich in Komplementarität zu den Lei­
stungsrollen ausdifferenzierten Klientelrollen im Hinblick darauf eine Antwort darstel­
len. Patient, Konsument, Zögling, Wähler sind z.B. Klientelrollen in den verschiedenen 
Teilsystemen, die in Komplementarität zu den genannten Expertenrollen stehen (vgl. 
Stichweh 1988). Ihre Teilhabe sichert eine Klientelorientierung der Teilsysteme und 
verkoppelt die Eigendynamik der Leistungsrollen mit der gesellschaftlichen Nachfrage 
des jeweiligen Publikums 2. 

Ein besonderer Bedarf an Klientelorientierung gilt für das politische System. Dies hängt 
mit der übergeordneten Sonderstellung zusammen, die dem politischen System inner­
halb einer funktional differenzierten Gesellschaft zukommt. Ausdifferenzierung und 
Funktion von politischer Öffentlichkeit sind nur im Kontext der Sonderstellung von Po­
litik und dem spezifischen Bürgerbezug von Politik zu verstehen. 

2. Funktionale Differenzierung und politisches System 

Funktionale Differenzierung bedeutet auch die Ausdifferenzierung eines politischen Sy­
stems und dessen Spezialisierung auf eine Funktion, die dem politischen System und al­
lein dem politischen System im Rahmen der Gesamtgesellschaft zukommt: die Her­
stellung kollektiv verbindlicher Entscheidungen3. Das politische System stellt aber nicht 
nur ein Teilsystem neben anderen dar; wir gehen in Abweichung zu anderen gegenwär­
tig formulierten systemtheoretischen Konzeptionalisierungen von Gesellschaft4 von ei­
ner doppelten Sonderstellung des politischen Systems innerhalb einer funktional diffe­
renzierten Gesellschaft aus: Politik kommt sowohl eine besondere, übergeordnete Stel-

2 Ob dies in hinreichendem Maße der Fall ist, hängt von zusätzlichen Bedingungen ab. So ist Konkurrenz 
zwischen Leistungsrollen sicherlich eine Strukturbedingung für eine Publikumsorientierung: erst wenn 
man als Konsument die Wahl zwischen verschiedenen Produkten und damit Produzenten hat, "erzwingt" 
man eine Orientierung der Produktion an den Bedürfnissen der Klientel. Der Grad der organisierten In­
teressenvertretung des Publikums ist ein weiterer Strukturparameter, der über das Ausmaß der Klientelo-
rientierung eines Teilsystems entscheidet. 

3 Eine solche Bestimmung von Politik ist common sense in den Systemtheorien von Easton und Parsons 
bis hin zu Luhmann. 

4 Vgl. Luhmann, 1986; Willke 1983. 



9 

lung als Problemadressat zu (Input), als auch eine Sonderstellung als Problemlösungs­

system, als Steuerungsakteur der Gesamtgesellschaft (Output). 

1. Die AufgabenbeStimmung von Politik ergibt sich aus den Externalitäten der anderen 

Systeme. Politik ist für alle die Probleme zuständig, die von den anderen Teilsystemen 

nicht gelöst werden und dem politischen System als Problemadressat attribuiert werden 

(vgl. Schimank/Glagow 1984: 5; Offe 1975: 159 f.): Die Ökonomie produziert Arbeits­

losigkeit und will und kann das Problem selbst nicht lösen, das Erziehungssystem ent­

läßt aus den Schulen unzureichend qualifizierte Arbeitskräfte und sieht sich dafür nicht 

verantwortlich. Ob Politik dann tatsächlich auf die Probleme reagiert und als Lösungs­

akteur auftritt, hängt entscheidend von Definitionsprozessen ab, die die Sachverhalte als 

Probleme definieren und das politische System als zuständiges System fixieren. Diese 

Bestimmung von Politik weist das System als potentiellen zentralen Problemadressat 

der übrigen Teilsysteme aus. Die Sonderstellung von Politik gilt aber nicht nur für die 

Frage des Probleminputs, sondern auch für die des Lösungsoutputs. 

2. Um der Sonderstellung als zentraler Problemadressat gerecht werden zu können, be­

darf es der Allolkation besonderer Kompetenzen und Ressourcen. Politik hat ein beson­

deres Zugriffsrecht auf alle anderen Teilsysteme, ein Steuerungsrecht, über das die an­

deren Systeme gerade nicht verfügen. Die Monopolisierung legitimer Gewalt in der 

Hand des Staates ermöglicht den verbindlichen Zugriff auf alle anderen Systeme inner­

halb bestimmter territorialer Grenzen. Über diese Kompetenz verfügen die anderen Sy­

steme gerade nicht. Politik setzt die Rahmenbedingungen der anderen Systeme primär 

durch Entscheidungen, die im Konfliktfall verbindlich durchsetzbar sind. 

Die doppelte Sonderstellung des politischen Systems verschärft das Problem, wie das 

politische System selbst kontrolliert werden soll. Die in der politischen Theorie und in 

der Praxis historisch entwickelte Antwort lautet: durch Demokratie, durch Bindung der 

Entscheidungsträger an die Meinungen und Wünsche der Bürger 5. Das politische 

System soll von "unten", vom Bürger, kontrolliert werden. Die Interessen der Allge­

meinheit sollen von der Politik wahrgenommen, operationalisiert und durchgesetzt wer­

den. Der Sicherung dieser gesamtgesellschaftlich zentralen Rückkopplungsschleife 

dient eine Reihe institutioneller Vorkehrungen. In diesem Zusammenhang erhält ein 

5 Wie fundamental dieses Gebot war und ist und auch dann wirkt, wenn es allein kultureller Wert bleibt, 
aber keine institutionalisierte Verankerung besitzt, zeigt sich besonders in den Gesellschaften, die keine 
demokratische Struktur entwickelt und keine Öffentlichkeit ausdifferenziert haben, gleichwohl aber unter 
dem kulturellen Druck stehen, dies zu suggerieren. Sie kommen ohne Öffentlichkeiten nicht aus, müssen 
diese im großen Maßstab inszenieren und dauerhaft öffentlich simulieren, daß sie die Meinungen und 
Bedürfnisse der Mitglieder der Gesellschaft repräsentieren. Die demokratischen Rituale in den sozialisti­
schen Ländern stehen dafür als Beispiel. 
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ausdifferenziertes Kommunikationssystem Öffentlichkeit seine intermediäre Funktion 
der Aufnahme, Verarbeitung und Artikulation von Informationen, Meinungen und 
Interessen. 

Die entscheidende Bindung des politischen Systems an die Interessen seiner Klientel, 
also die der Bürger, ergibt sich aus der Verteilung von befristeten Herrschaftschancen 
über allgemeine gleiche und freie Wahlen. Die Artikulation der Interessen der Bürger 
findet im Wahlakt einen Ausdruck, und dieser Akt entscheidet die Parteienkonkurrenz 
um die Besetzung von Regierungs- und Oppositionspositionen auf Zeit. 

Der für unsere Fragestellung entscheidende Gesichtspunkt ergibt sich nun daraus, daß 
ohne Öffentlichkeit das Funktionieren von Wahlen und von Parteienkonkurrenz um 
Regierungspositionen nicht vorstellbar ist und die Spezika des Wahlakts nur begrenzt 
eine Vermittlung von Themen, Interessen und Meinungen an das politische System er­
möglichen. Der Wahlakt selbst ist ein individueller und nicht öffentlicher Akt. Die 
Wahlpräferenzen hingegen bilden sich im Bereich der Öffentlichkeit6: Der Wähler muß 
sich über die von der Parteienkonkurrenz erzeugten Alternativen informieren. Bürger 
beobachten die um Positionen im politischen System konkurrierenden Parteien in ihrer 
öffentlichen Präsentation. Vom politischen System aus gesehen stellt Öffentlichkeit den 
Bereich dar, in dem sich die Parteien und Interessengruppen präsentieren, für sich wer­
ben und den Bürger von sich überzeugen müssen. Umgekehrt brauchen sie zur wahl­
wirksamen Ausrichtung ihrer Entscheidungen und Programme Informationen über 
Themen und Meinungen, die sich in der Öffentlichkeit konstituieren und als Öffentliche 
Meinungen ihren Ausdruck finden. 

Vergleicht man die Wählerrolle mit anderen Klientelrollen von Teilsystemen - z.B. der 
Konsumentenrolle - fällt die begrenzte Interessenvermittlungschance des Wahlprozes­
ses auf; dies in mehrerlei Hinsicht. Zeitlich wird durch den Wahlakt für einen längeren 
Zeitraum (Legislaturperiode) nach einem Nullensummenmuster Regierung und Oppo­
sition festgelegt, dazwischen lassen sich über den Wahlmodus keine Interessen mehr 
vermitteln. In sachlicher Hinsicht leistet der Wahlakt nur eine Vermittlung von komple­
xen Interessenbündeln. Die zur Wahl stehenden Parteien verkörpern eine diffuse 
Produktpalette. In sozialer Hinsicht ist die Wahl nur als Summe vieler Stimmen wirk­
sam, sie stellt eine kollektivistische Form der Interessensartikulation dar, deren Ergeb-

6 Talcott Parsons (1969) hat dies theoretisch einleuchtend herausgearbeitet. Er vergleicht das Verhältnis 
von Politik und Öffentlichkeit mit dem von Ökonomie und Haushalt. 

Interessen. 

3. Demokratisierung und die Ausbildung von Öffentlichkeit 

Die entscheidende Bindung des politischen Systems an die Interessen seiner Klientel, 
also die der Bürger, ergibt sich aus der Verteilung von befristeten Herrschaftschancen 


